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Der verfaſſungsmäßige Gehorſam gegen 
den König. B 

Bekanntlich fordert der Artikel 108 der Verfaſſung 
m von den Algldem des Landtages und den Staats⸗ 
antten, daß fie dem 
des Geborene Heften und die gewiſſenhafte Beobachtung 
der 1. fe de ef zren ſollen, Aber wir anderen, 
denen ſolche Eide nicht auferlegt find, wir find in nicht 
geringerem Maße zu treuer Beobachtung der Verfaſſung 
und zu treuem Gehorſam gegen den König verpflichtet. 
Auch darf ein rechtſchaffener Mann, mag er vereidigt 
fein oder nicht, es niemals, dulden, daß irgend wer im 
Staate jene pflichten utter irgend einem Vorwande 


8 8 
ir wollen heute von dem rechten Gehorſam 
ſprechen. Um ihn aber üben zu können, müſſen wir vor 
allen Dingen wiſſen, worin und wie weit wir zu 
gehorchen aben.. eee 

Die heilige Schrift ſagt: „Du ſollſt Gott mehr 

ehorchen, als den Menſchen.“ Gott ſind wir Ge⸗ 
1 5 ſchuldlg ohne Bedingung und ohne Schranken; 
denn wenn wir ihm gehorchen, ſo gehorchen wir unſerer 
Vernunft und unſerem Gewiſſen. Dagegen iſt der Ge⸗ 
horſam gegen einen Menſchen nicht ohne Schranken 
und ohne Bedingung, weil er ſonſt zu einem Gehorfam 
1710 wider Vernunft und Gewiſſen, alſo wider Gott 
ſelbſt werden könnte. Freilich i es nicht immer leicht, 
die Grenzen des pflichtmäßigen Gehorſams aufzufinden. 
Doch finden wir ſie am ſich sten, wenn wir f tz wie 


weit denn der Vorgeſetzte zu gebieten berechtigt iſt; denn 


unſere Pflicht, ihm zu gehorchen, geht genau ſo weit, 
wie ſein Recht, e N 3 

Unſere Könige nun erkennen ſeit dem Jahre 1850 
die naturgemäßen Grenzen ihrer Befugniſſe dadurch 
feierlich vor Gott und den Menſchen an, daß I Art. 
54 der Verf.) beim Antritte ihrer Regierung ſchwören, 
mud ie al des Königreichs unverbrüchlich zu halten 
und in Uebereinſtimmung mit derſelben und den Geſetzen 
zu ee ‚Damit bekennen fin ſich ſelbſt für verpflichtet, 
nur ſolche Dinge: zu befehlen oder zu verbieten, die zu 


Könige den Eid der Treue und |. 


befehlen oder zu verbieten die Verfaſſung und die Ge⸗ 


aſſung, mit denen ja die Geſetze in Uebereinſtimmu 
ich befinden müſſen, darüber 4 1 
geschrieben in den Artikeln 43.—52, 55, 62— 64, 86, 87. 
Erſtens. Der König hat einen enkſcheidenden An⸗ 
theil an der Geſetzgebung. Ohne ihn kann kein 
Geſetz gegeben oder abgeändert oder aufgehoben werden. 
Aber er allein känn auch kein Geſetz geben oder ab- 
ändern oder aufheben. Er übt nämlich dle geſetzgebende 
Gewalt nur in Gemeinſchaft mit der Volksver⸗ 
tretung. Jede der drei Staatsgewalten, der König, 
eee und Herrenhaus, hat das Recht, Ge⸗ 
jege vorzuſchlagen, und zinleih die Geſetzesvorſchläge 
der beiden anderen Gewalten zu verwerfen. Darum 
iſt zu jedem Geſetze die Hebereinftimmung des 
Königs und beider Häuſer des Landtags er⸗ 
forderlich. Die Verfaſſung zählt etwa vierzig Gegen- 
ſtände auf, über welche der König nur kraft eines 
Geſetzes beſtimmen kann. Von dieſen Gegenſtänden 
1 wir jetzt nur die Einnahmen und Ausgaben 
des Staates (Art. 99 und 100) und die Aufnahme von 
Anleihen für die Staatskaſſe (Art. 103). Alſo auch in 
dieſen Dingen kann der König nur mit Zuſtim⸗ 
mung der Volksvertretung verfügen. Das Recht, 
Geſeße ohne Zuſtimmung der Volksvertretung zu geben, 
verleiht auch der bekannte Artikel 63 dem Könige nicht. 
Es handelt ſich in demſelben nur um Verordnungen, 
die in ganz beſonderen Nothfällen erlaſſen werden 
können, und die überdies nur eine vorläufige Geſetzes⸗ 
kraft haben. Dieſelbe erliſcht ſofort, wenn nur eines der 
beiden Häufer feine Zuſtimmung verſagt. 
Zweitens. Der König allein hat die voll⸗ 
1 Gewalt. Die berathenen Geſetze treten erſt 
in Kraft, wenn er ihre Verkündigung befohlen hat, und 
außerdem können ſie in vielen Fällen erſt dann voll⸗ 
ogen werden, wenn er die zu ihrer Ausführung Ha en 
erordnungen erlaſſen hat. Ein weiterer Beſtandtheil 
ee vollzlehenden Gewalt iſt, daß er den Aue 
über das Heer führt. Zu dem Oberbefehl aber gehört 


N des Landes ihnen geſtatten. Was aber die Ver⸗ 


das ſteht vornehmlich 


nicht das Recht, über den Umfang und die Art der 


allen Preußen obliegenden Wehrpflicht zu beſtimmen. 
Denn darüber beſtimmt nach Art. 34 allein das Geſetz 
Das in dieſer Beziehung verfaſſunge mäßig in Kraft 
ſtehende Gefetz iſt aber das alte gute Geſetz vom 
3. September 1814. Daß der König den Titel und das 
Amt eines ſogenannten „Kriegsherrn“ habe, ſteht in 
der Verfaſſung nicht. c 

Als alleiniger Inhaber der vollziehenden Gewalt er⸗ 
nennt und erläßt ferner der König die Miniſter. Er 
beſetzt alle Stellen im Heere und in den übrigen Zweigen 
des Staatsdienſtes, „ſofern nicht das Geſetz ein Anderes 
verordnet.“ Er hat das unbeſchränkte Recht, Krieg zu 
erklären und Frieden zu ſchließen. Aber zu Handels⸗ 
verträgen, ferner zu ſolchen Verträgen, durch welche dem 
Staate Laſten, oder einzelnen Staatsbürgern Verpflich⸗ 
tungen auferlegt werden, endlich zur Ausführung eines 
Vertrages, durch welches der König zugleich der Be⸗ 
herrſcher eines fremden Landes würde, iſt immer die 
Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages erforderlich. 
Außerdem kann nur der König die beiden Häuſer des 
Landtages berufen, ihre Sitzungen ſchließen oder ſie auf⸗ 
löſen, wenn er durch eine neue Wahl ſich überzeugen 
will, ob das Volk auf der Seite ſeiner bisherigen Ver⸗ 
treter oder auf der Seite der königlichen Minister ſteht. 

Drittens. An der Ausübung der richterlichen Ge⸗ 
walt hat der König den ſehr ie Antheil, daß 
er die Richter ernennt, und daß er das Recht der Be⸗ 
gnadigung und Strafmilderung übt. Aber die Ent⸗ 
ſcheidung der Gerichte in Anklage⸗ und Prozeßſachen 
darf nicht von feinem perfönlichen Wunſche oder Willen, 
ſondern nur von den Geſetzen abhängen. Auch bereits 
eingeleitete Unterſuchungen können nur auf Grund eines 
beſonderen Geſetzes, nicht aber durch eine bloße könig⸗ 
liche Verorduung niedergeſchlagen worden. 

Vergeſſen wir nicht, daß alle Verfaſſungsbeſtimmun⸗ 
gen dem Könige kein neues Recht gegeben und kein 
wirklich altes Recht ihm genommen haben. Es ſind 
Rechte, welche den deutſchen Fürſten immer, aber, wenn 
wir auf das Recht und nicht auf die bloße Thatſache 
ſehen, niemals ohne verfaſſungsmäßige Be— 
ſchränkung zugeſtanden haben. Die Verfaſſung vom 
31. Januar 1850 hat dieſe Rechte und ihre Grenzen 
nun klar und deutlich beſtimmt, damit Jedermann wiſſe, 
wie weit der König zu gebieten, und wie weit 
die Bürger des Preußiſchen Staates zu ge⸗ 
horchen haben. Wenn ſie von Allen, die der König zu 
ſeinen Rathgebern beſtellt, richtig verſtanden und richtig 
gebraucht werden, ſo wird die Macht des Königs wahr⸗ 
lich nicht eine geringere, ſie wird vielmehr eine um ſo 
größere fein. Die Macht eines Königs, ſagte am 
24. Januar der Abgeordnete Gneiſt ganz richtig, iſt 
gerade dann eine unverjährbare und unſterbliche, „wenn 
er ſie nur üben kann innerhalb der Geſetze und durch 
die Geſetze, aber niemals gegen die Geſetze.“ 

Und ba, daß dieſe Macht in Preußen niemals 
durch die Rathgeber des Königs gegen die Geſetze ge⸗ 
braucht werden könne, hat unſere Verfaſſung Sorge 
getragen. Sie beſtimmt nämlich, daß alle Regierungs⸗ 


akte des Königs nur dann Gültigkeit haben, w 

ein Miniſker ſie mitunterſchreibt, 15 dur feine Unter. 
ſchrift die Verantwortlichkeit für diefelben, vor⸗ 
kommenden Falls auch vor den Gerichten des 
Landes, übernimmt. Dieſe Verantwortlichkeit ſteht aller⸗ 
dings bis jetzt nur noch auf dem Papier, denn das in 
Art. 61 vorgeſchriebene Minſſterverantwortlichkeitsgeſetz 
iſt bis heute noch nicht erlaffen, aber nichts deſto weniger 
giebt es doch fo allgemein gültige Rechtsgrundſätze, daß 
wir wohl ein Recht haben, in dieſer Beziehung von der 
Miniſterverantwortlichkeit zu sprechen. Wir ſehen alfo 
daß der König durch ſeine Miniſter von uns, nach der 
beſchworenen Verfaſſung, nur ſolche Dinge verlangen 
kann, für welche dieſe Miniſter in Rückſicht auf ihren, 
auf die gewiſſenhafte Beobachtung der Verfaſſung ge⸗ 
leiſteten Eid die Verantwortung übernehmen können, 
und in allen dieſen Sachen müſſen wir ihm auch ge⸗ 


horchen. 


Politiſche Wochenſchan. 

In der Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 8. d. M. 
hat der Kriegsminiſter v. Roon den Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung und Ergänzung des Ge- 
ſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt 
vom 3. September 1814 eingebracht. Die Vorlage hat 
im Weſentlichen denſelben Inhalt wie die frühere. Sie ent⸗ 
hält eine Herabſetzung der Janzen Dauer der Dienſtzeit von 
19 Jahre auf 16 Jahre. Die Dienſtzeit im ſtehenden Heere 
ſoll 7 Jahre betragen, doch ſollen in der Regel die Mann: 
ſchaften die letzten 4 Jahre beurlaubt werden. Alſo dreijährige 
Dienſtzeit und vierjährige Reſerve. Die erlaſſenen 3 Jahre 
werden nicht dem erſten, ſondern dem zweiten Aufgebot abge- 
zogen, ſo daß die Erleichterung als ilasoriſch anzuſehen iſt, 
da die letzten Jahrgänge des zweiten Aufgebots auch ſchon bis. 
her nur ausnahmsweiſe dienſtfähig waren. 

Landwehrübungen ſollen bei Infanterie, Jägern und Pio⸗ 
nieren wie bisher ſtattfinden, auch bei der Kavallerie ſollen 
ſie bleiben bis zur Durchführung der Reorganiſation bei der 
Kavallerie. Wenn dieſelbe durchgeführt, hören Landwehr 
Kavallerie-Uebungen auf und die Kreiſe werden von der 
Pferdeftellung befreit. Hierin liegt ausgefprochen, daß noch 
ſechs neue Kavallerie⸗Regimenter errichtet werden ſollen. 

Die Vorlage wird wohl einer Kommiſſion zur Vorberathung 
übergeben werden; eine unveränderte Annahme derſelben er⸗ 
wartet wohl Niemand, da in derſelben nicht eine einzige der 
Forderungen erfüllt iſt, welche das Volk und ſeine Vertreter 
aufgeſtellt haben. 

In den Kommiſſionsſitzungen des Abgeordnetenhauſes 
find eine große Anzahl Vorlagen berathen und erledigt 
worden. Dazu gehört vor Allem der Antrag von Schultze 
Delitzſch und Genoſſen auf Aufhebung der Beſtimmungen, 
welche dem Koalitionsrecht der Arbeiter entgegenſtehen. Die 
Kommiſſion empfiehlt dem Abgeordnetenhauſe Annahme dieſes 
Geſetzentwurfes. Das Reſultat der Berathungen im Haufe 
iſt nicht zweifelhaft; die Mehrheit, welche jo eifrig für die 
Rechte des Volkes kämpft, wird nicht einen Augenblick an⸗ 
ſtehen, für die Aufhebung einer Maßregel zu ftimmen, welche 
als eine Schranke zwiſchen dem Arbeiter und ſeinen Mit- 
kürgern zu betrachten iſt. Wenn das Herrenhaus und die 
Regierung in dieſer Angelegenheit gleicher Anſicht mit dem 
Abgeordnetenhauſe find, fo wird dieſe Legislaturreriode ein 
wichtiger Markſtein auf der Bahn zur Löſung der Arbeiter ⸗ 
frage fein. Wie das Herrenhaus denkt, willen wir nicht 


berat aße ker. 


und auch der ee welche den Kornmiſſions · 
Aufſchlüſſe Aber n 


dename ende Stand unſerer Finanzen die Regierung beftimmt, 
dieſem 


Aue ent ſei. Damals jubelte das ganze Land, und vor 
9 


(lem die Provinz Preußen, welche am en unter der 


müſſen. 8 

0 nter den Petitionen, welche an das Abgeordnetenhaus 
erichtet find, findet ſich eine ‚große Anzahl von Mitgliedern 
ei Gemeinden, weiche um Gleichſtellung mit der Staats- 
kirche bitten. 

In dem Kreiſe Friedeberg iſt bei der Nachwahl Herr 
Br a uche 1 85 Nach⸗ 
wahl für das durch die Nichtaung! es Herrn Saucken⸗ 
Sulenfte erledigte Mandat bn . eee aß 
dezirke, ſowie die Nachwahl im 4. Berliner Wahlbezirke, iſt 
noch nicht ausgeſchrieben worden. 

In der Handelsfrage ſind es vorzüglich die Verhandlungen 
mit Oeſterreich, welche die Aufmerkſamkeit in Anſpruch neh⸗ 
men. Trotz aller Verſicherungen des beiderſeitigen guten 
Willens wollen dieſelben nicht ſo recht vorwärts gehen; 
Oeſterreich macht Anſprüche, welche Preußen und der Joll⸗ 
verein nicht erfüllen können, ohne die Grundſätze des Frei⸗ 
haudelsſyſtems, welche in dem neuen Tarif ihren Ausdruck 
gefunden haben, zu verletzen und ohne einen Theil der noth- 
wendigen Selbſtſtändigkeit aufzugeben. 

Die wegen eines Formfehlers beim Ausſchreiben der erſten 
Wahl nothwendig gewordene Neuwahl eines Oberbürgermei⸗ 
ſters von Königsberg hat am 6. d. M. Br 11 15 
Sie iſt wiederum auf den Abgeordneten Sta immerer 
Sage in Berlin gefallen. 

Der von den Stadtverordneten zu Saarbrücken zum 
Beeiten Beigeordneten gewählte Abgeordnete Geh. Bergrath 

elloo iſt von der Regierung nicht beſtätigt worden; die 
Stadtoerordneten zu Inſterburg haben den von der Re 
dien nicht beſtätigten Stadtrath Doherr von Neuem 
zum Stadtrath gewählt. 

Baden. Gegenüber der Adreſſe, welche vereinzelte Ultra⸗ 
montane in geheimen Verſammlungen beſchließen und als⸗ 
dann als den Ausdruck der allgemeinen Geſinnung der katho⸗ 
liſchen Bewohner des ee ſthums an den Großherzog 
gelangen laſſen, hat es eine 2 na von katholiſchen Einwoh- 
machen Nef 7 erachtet, eine „ 

a en» Berfamm An jener Stadt abzuhalten. 
derſelben hat 115 ne nf ur nen 
Schulgeſetzes ausgeſprochen. 


ſchlechtem Wetter ganz verloren gehen, wie ja viele 


h dir Günſten des neuen 


Deſterreich. Der Ausſchuß des Reichsrathes, welcher 
Dt dem Staatehanthallegeſeg beſchäftigt, will an dem 

iitärbudget 15 Millionen und an dem Marinebudget 
2 Millionen Gulden ſtreichen. Ob das Miniſterium ſich da⸗ 
mit einverſtanden erklären wird, muß ſehr fraglich erſcheinen. 

Mexiko. Der Kaiſer Maximilian 1175 einen Schritt 
gethan, welcher viele ſeiner ehemaligen Gegner m Km 
Freunden machen wird. Er hat auf das allerentſchiedenſte 
mit der ultramontanen Partei gebrochen und die Kirchengü⸗ 
ter für Staatseigenthum erklärt. Natürlich fehlt es nicht an 
Leuten, welche darüber Zeter und Mordio ſchreien, aber es 
hilft ihnen nichts, die zwingende Macht der Verhältniſſe hat 
auch dieſen getreuen Sohn der Kirche, dem der Papſt erſt 
kürzlich einen geweihten Degen überſandt hat, auf den rich⸗ 
tigen Weg geführt. 1 


Sprechſaal. 
Wir erhalten folgende Zuſchrift: j 
Die Redaktion dieſes Wochenblattes beſpricht in Nr. 4 
deſſelben vom 28. Januar unter „Politiſche Wochenſchau“ 


die Militärreorganiſation, und führt darin an, daß die Arbeits- 


kraft von 60 — 70,000 Mann, die durch eine dreijährige 
Dienſtzeit, gegen eine zweijährige, dem Staate entzogen wird, 
einen Verluſt von 7—8 Millionen Thaler herbeiführe. 

Hier liegt offenbar eine Verwechſelung des Lohnes für 
die Arbeit mit der Produktivität derſelben vor, und ſtellt ſich 


die Rechnung in der Wirklichkeit ganz anders dar. 


Ich erlaube mir nachſtehend eine der Wahrheit gemäße Hin- 
ſtellung und Sehen 95 at e FUN ln Be. 
ziehung auf die Landwirthſchaft, die wohl am meiſten von 
der Heeresorganiſation, oder vielmehr durch die dreijährige 
Dienſtzeit, berührt wird. Bei ihr ſtellt ſich ſeit mehreren 
Jahren ein Mangel an menſchlichen Arbeitskräften heraus, 
der ſelbſt durch Maſchinen ſich nicht erſetzen läßt, denn es 
fehlen die Knechte bei den Geſpannen, ſelbſt für weit höheren 
Lohn, als früher. 

Gewiß greife ich nicht zu hoch, wenn ich 50,000 Menſchen 


annehme, die jährlich im dritten Jahre der Dienſtzeit der 


Landwirthſchaft entzogen werden. Am grellſten ſtellt ſich 
dies in der Erndte heraus, und ſind für den Lohn von 
1 Thlr. täglich oft keine Leute zu beſchaffen. 

Die Getreideernte umfaßt mindeſtens einen Zeitraum von 
20 Arbeitstagen bei guter Witterung. Im Durchſchnitt des 
beſſeren und ſchechten Bodens birgt jeder Arbeiter, die ganze 
Manipulation des Mähens, Bindens und Einſcheuerns ge⸗ 
rechnet, täglich mindeſtens 6 Scheffel Getreide inel. Stroh, 
daher während 20 Tage 120 Scheffel. Dies beträgt für 
50,000 Mann 6 Millionen Scheffel, die nach den ſetzigen 
ſchlechten Preiſen mindeſtens einen Werth von 12 Millionen 
Thaler repräſentiren. 

Es felzt die Erndte der Kartoffeln, die etwa auch 20 Tage 
währt. Jeder Mann nimmt im Durchſchnitt des beſſeren 
oder ſchlechteren Bodens bei einer mittelmäßigen Erndte 
8 Scheffel auf, daher 160 Scheffel, beträgt für 50,000 Mann 
8 Millionen Scheffel, zu 15 Sgr., beträgt ein Kapital von 
4 Millionen Thaler. Beide Poſten beſtehen aus einem ge- 
ringen Theile der Erndte im Preußiſchen Staate, und können 
durch den Mangel der Hände von 50,000 Denon bei 

‚Millionen 
Scheffel Kartoffeln namentlich im letzten Herbſte wirklich ver- 
loren gegangen find. 5 

65 bleiben, die Wintertage abgerechnet, 200 Arbeitstage 

ger Jahr übrig, in denen die Heuerndte, die Erndte der 
elfrüchte und eine Menge nöthwendiger Arbeiten füt den 
Landwirth zu beſeitigen ſind. Wenn der Tagelohn ſich nun 


auf 10—15 Sgr. beläuft, fo ift wohl kein Landwirth, der 
der Anſicht huldigt, daß hiermit die Produktion der Arbeit 
bezahlt iſt, und der dle letztere nicht, im Durchſchnitt der 200 
Arbeitstage, mindeſtens auf das 9 anzunehmen vermag. 
Wenn daher der Verluſt eines Arbeitstages nur zu Einem 
Thaler veranſchlagt wird, ſo beträgt dies 10 Millionen Thaler. 
Wie hoch ſich der Verluſt der Arbeitskräfte der hier nicht 
berechneten 20— 25,000 Mann beläuft, das zu berechnen 
überlaſſe ich einem anderen Manne, der im Fabrik- und 
Handwerksweſen bewandert iſt. 

Wir werden dem Reſultat nicht ſehr fern bleiben, wenn wir 
annehmen, daß mit Einſchluß der Koſten des dritten Dienft- 
jahres, welche bei zweijähriger Dienſtzeit erſpart werden, die Pro⸗ 

duktionskraft der 70— 80,000 Mann ziemlich hinreichend iſt, 
um die Koſten des Heeres für eine zweijährige Dienſtzeit 
zu decken. i 
Wenn nun auch voransſichtlich jedwede Berechnung, jed- 
wede Anſicht über die zweijährige 1 beim Heere, für 
den Augenblick als ein müßiges Werk anzuſehen iſt, ſo 
liegt es in der Verpflichtung jedes Staatsbürgers, In 
Scherflein zur richtigen Beurkheilung des Gegenſtandes her 
zugeben, und überlaſſe ich es daher gern der Redaktion, 
meine Berechnung und Anſicht der Prüfung zu unterwerfen 
und beliebigen Gebrauch davon zu machen. 
W., im Januar 1865. B.. .., Amtsrath. 

Zu vorſtehender Berechnung bemerken wir, daß wir aller⸗ 
dings bei unſerer neulichen Erwähnung der Mllitärfrage nur 
den durchſchnittlichen Arbeitslohn als Maßſtab für den in⸗ 
direkten Verluſt gebraucht haben, welchen die dreijährige 
Dienſtzeit mit ſich bringt. Die durch vorſtehende Berechnung 

für die, durch den Mangel an ländlichen Arbeitern erzielten Ver⸗ 
luſte, gefundenen Summen betreffen nur mögliche Verkufte, in⸗ 
dem man wohl nicht annehmen kann, daß dürch das Verlang- 
ſamen der Erndte jedesmal ſolche Verluſte entſtehen. Immerhin 
iſt es aber zweckmäßig, auf folche möglichen Verluſte aufmerkſam 
gu machen, da ſie bei der Beurtheilung der Frage über die 
änge der Dienſtzeit keine unweſentliche Rolle ſpielen. Daß die 
Zahlen, die der geehrte Einſender angiebt, an und für ſich nicht 
u hoch gegriffen find, ergiebt ſich aus der in unſerer vorigen 
Nunumer enthaltenen Nachricht aus Mecklenburg, wonach in 
dieſem kleinen Lande aus Mangel an Arbeitskraft bei der 
Erndte 21,000 Laſt, d. h. 1,226,000 Scheffel Getreide ver⸗ 
loren gegangen. Da Preußen etwa 17 mal jo groß ift, wie 
Mecklenburg, ſo wird man ſich leicht berechnen können, welche 
Verluſte bei der Erndte durch den Mangel an Arbeitskräften 
in unſerm Vaterlande möglich ſind. Die Red. 


Wir erhalten von einem unſerer Leſer in der Provinz 
Preußen folgende Zuſchrift: 


Nehmen Sie es mir nicht übel, wenn ich ohne viel Feder⸗ 


leſens gerade ſage, was ich denke. Ich habe in meinem 
Leben nur gelernt, ſo zu reden, wie mir der Schnabel ge⸗ 
wachſen iſt. Der Dokter Luther meinte ja auch, daß eigent⸗ 
lich kein Menſch anders reden ſollte. Da kommt mir alle 
Woche mit dem Kreisblatt auch die Provinzialkorreſpondenz 
in's Haus. Auch unſer eins weiß recht gut, was das für 
Käuze ſind, die in dieſem Blatt ihre Weisheit auskramen. 
Darum lacht man denn auch wohl über den ſeltſamen Eifer, 
den dieſe Leute zur Schau tragen. Aber wenn fie zu un⸗ 
verſchämt werden, geht Einem doch einmal die Galle über. 
„Ich und meine Nachbarn und die meiſten n U een 
Kreſſes, wir rechnen uns zur Fortſchrittspartei, und Sie wiſſen 
„auch, daß wir ein Paar wackere. Fortſchrittsmänner in das 


0 


letzen Miniſter nicht leiden können. 
haftig über allen Spaß. Welchem Narren wollen denn die 
de Beiſpiel unſere 


verweigern wollen, damit die 111 


der Armeereorganiſation bezahlen zu können? Oder denken 
fie, daß wir Fortſchrtteleule im Lande den Artikel 99 der 
Verfaſſung nicht eben fo gut kennen und eben fo feſt an 
| ihm halten, wie unfere Vertreter im Abgeordnetenhauſe? 
Auch wir wollen nicht haben, daß der Regierung auch nur 
ein einziger Pfennig an neuem Gelde bewilligt werde, als 
bis dem Artikel 99 Folge geleiſtet und das Staatshaushalts⸗ 
Re zunächſt für das Jahr 1865 zu Stande gebracht iſt. 
ir find in unſerer Wirthſchaft viel zu ſehr an Ordnung 
gewöhnt, als daß wir auch dem ehrlichften Manne unſer 
Geld anvertrauen ſollten, wenn wir nicht ſicher find, daß er 
es gerade fo verwenden wird, wie wir es für gut halten, 
daß er zu ſeiner Zeit uns Rechnung legen muß, und daß 
er wirklich uns dafür SE iſt, wenn er es ohne 
oder gegen unſeren Willen verwandt hat. Aus dieſem Grunde 
haben auch unſere Landtagsabgeordneten im Jahre 1847 die 
äh für die Oſtbahn verweigert, und wir brauchten doch 
die Oſtbahn noch nöthiger, als die Bahn nach Neufahrwaſſer. 
Eben ſo werden auch die Rheiniſchen Abgeordneten kein Geld 
für ihre Eifelbahn bewilligen wollen, ehe nicht das Staats ⸗ 
haushaltsgeſetz zu Stande gekommen ift. Im Jahre 1847 
erklärte ſich ſa auch der ſpätere Miniſter v. d. Hepdt ganz 
in demſelben Sinne. Jeßt wird er es freilich eben jo wenig 
zn wie die bekehrten Schreiber der Provinztalforrefhonbenn 
Wir halten feſt an unſeren alten Grundſätzen. Wir verkaufen 
das Recht und damit die Ehre des Landes nicht um Geld 
mit Geldgewinn. Das verſtehen freilich jene Leute nicht, 
und daher haben ſie 5 die Dreiſtigkeit, uns mit jo un⸗ 
verſchämten Faſeleien zu kommen. u . 
Doch ich möchte noch den Herrn Minifter von Eulen 
burg etwas fragen. Der Herr Miniſter hat den verſöhnlichen 
Ton des Abgeordnetenhauſes gerühmt. Meint er vielleicht, 
daß der Ton der Provinzialkorreſpondenz etwas dazu bei- 
e wird, auch das Land verſöhnlich gegen die Regierung 
zu ſtimmen? . a N 


riefkaſten. \ 
Herr F. S. in W. Nach dem Wortlaute des Geſetzes 
iſt es ganz unzweifelhaft, daß zu einer Aenderung in der 
Zahl der Stadtverordneten eine (Blu Anordnung neth⸗ 
wendig iſt. Eine andere Frage iſt aber, ob die Stabtverord- 
netenverſammlung den Antrag auf eine ſolche ſtatuariſche 
Anordnung ablehnen darf, wenn dieſe Aenderung dem vom 
Geſetz vorgeſchriebenen Zahlenverhältniß entſpricht. Wir 
glauben es nicht, und ebenfo wenig glauben wir, daß die Re⸗ 
geren r e ſtatuariſchen Anordnung ihre Genehmi⸗ 
gung verſagen kann, da dieſelbe ja nur den Zweck hat, die 
Vorberungeh. des Geſetzes zu erfükken. 
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